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Kurzfassung: Neuartige Sanitärsysteme zielen auf eine ressourcenorientierte Verwertung von Abwasser ab. 
Erreicht werden soll dies durch die separate Erfassung von Abwasserteilströmen. In den Fachöffentlichkeiten der 
Wasserwirtschaft und Raumplanung werden neuartige Sanitärsysteme als ein geeigneter Ansatz für die zukünftige 
Sicherung der Abwasserentsorgung in ländlichen Räumen betrachtet. Die Praxistauglichkeit dieser Systeme wurde 
zwar in Forschungsprojekten nachgewiesen, bisher erschweren jedoch für Abwasserentsorger vielfältige Risiken die 
Einführung einer ressourcenorientierten Abwasserbewirtschaftung. Ausgehend von einer Untersuchung der Kon-
texte bei der Umsetzung eines neuartigen Sanitärsystems im ländlichen Raum Thüringens wird in diesem Beitrag 
der Frage nachgegangen, wie auf Landesebene mit dem abwasserwirtschaftlichen Instrumentarium die Einführung 
von ressourcenorientierten Systemansätzen unterstützt werden kann. Zentrale Elemente des Beitrags sind die Dar-
stellung der wesentlichen Transformationsrisiken in Bezug auf die Einführung innovativer Lösungsansätze, eine 
Erläuterung der spezifischen abwasserwirtschaftlichen Instrumente sowie die Darlegung von Steuerungsansätzen, 
mit denen die Einführung von neuartigen Sanitärsystemen gefördert werden kann. Im Ergebnis wird die Realisier-
barkeit von neuartigen Sanitärsystemen durch den strategischen Einsatz des Instrumentariums deutlich, gleichwohl 
die Wasserwirtschaft durch die Erweiterung der bisherigen Systemgrenzen auf die Kooperation mit anderen Berei-
chen der Daseinsvorsorge angewiesen ist. 
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1  Einführung
In den vergangenen Jahren haben vielfältige räumliche 
und gesellschaftliche Veränderungsprozesse die Siche-
rung der Daseinsvorsorge zunehmend erschwert. Ent-
standene regionale Disparitäten fordern damit oftmals 
neue und integrative Handlungsansätze (vgl. ARL 
2016). Als Teilbereich der Daseinsvorsorge betrifft diese 
Dynamik auch die Siedlungswasserwirtschaft. Heraus-
forderungen sind hier primär demographische Verän-
derungen, der Klimawandel, verschärfte gesetzliche 
Anforderungen, ein fortgeschrittener Investitionsstau 
und das wachsende Umweltbewusstsein von Bürgerin-
nen und Bürgern (Rost/Maier/Böhm et al. 2015; BMUB/
UBA 2017). Das konventionelle System der Abwasserbe-
seitigung erfährt damit einen zunehmenden Innovations-
druck. Einen konzeptionellen Lösungsansatz für die auf-
tretenden systemischen Problemlagen stellen Neuartige 
Sanitärsysteme (NASS) dar (DWA 2010: 3; BMVI/BBSR 
2016: 101). Bei Neuartigen Sanitärsystemen handelt es 
sich um einen Sammelbegriff für verschiedene System-
varianten, bei denen ein ressourcenorientierter Umgang 
mit Abwasser im Mittelpunkt steht (DWA 2010: 7). Neben 
Antworten auf abwasserwirtschaftliche Fragestellun-
gen können Neuartige Sanitärsysteme durch die vor-
gesehene Verwertung von Abwasserinhaltsstoffen zur 
Optimierung regionaler Ressourcenkreisläufe beitragen 
(DWA 2014: 8). So kann etwa der im Abwasser befind-
liche Phosphor zur anfallsortnahen Erzeugung von 
marktfähigen Düngesubstraten genutzt werden. Indem 
Ressourcen in der Region verbleiben und überregional 
zu vermarktende Produkte entstehen, können Neuartige 
Sanitärsysteme die regionale Wertschöpfung unterstüt-
zen.

Hinsichtlich der Verbreitung von Neuartigen Sanitär-
systemen sind auf kommunaler Ebene kaum Schritte zur 
Realisierung zu beobachten (Kerber/Schramm/Winker 
2016: 9). Die Ursachen sind vielfältig. So erfordert die Ein-
führung von Neuartigen Sanitärsystemen einen grundle-
genden Paradigmenwechsel in der Abwasserwirtschaft 
– weg von der Entsorgung des Abwassers, wie es bisher 
im herkömmlichen System erfolgt, hin zu dessen Ver-
wertung. Damit ist ein tiefgreifender Systemwandel, eine 
Transformation der Siedlungswasserwirtschaft erforder-
lich. In seiner Gesamtheit besteht das Abwasserinfra-
struktursystem jedoch aus technischen Komponenten 
unterschiedlicher Größe, Funktion, gesetzlicher Anfor-
derung und Abschreibungszeit. Die Komplexität und 
Verknüpfung dieser Einheiten erschweren die Transfor-
mation. Zudem bedürfen Neuartige Sanitärsysteme der 
zunehmenden systemischen Vernetzung der Abwasser-, 
Abfall-, Land- und Energiewirtschaft sowie Modifikatio-
nen in den jeweiligen Rechtsbereichen. Die Realisie-
rung ressourcenorientierter Abwassersysteme formuliert 
damit vielfältige Anforderungen an Akteure der Politik, 
Praxis und Zivilgesellschaft.

Der Ausbau des Abwasserinfrastruktursystems 
unterliegt keiner autonomen und unkontrollierten Ent-
wicklung. Zwar kann dies aufgrund „kumulierter Träg-
heitsmomente und der ausgeprägten Pfadabhängig-
keiten“ (Hiessl/Toussaint/Becker et al. 2003: 134) so 
erscheinen, in der Realität handelt es sich aber um ein 
beeinflussbares „gesellschaftliches Konstrukt“ (Hiessl/
Toussaint/Becker et al. 2003: 134), wobei die Steuerung 
des Ausbaus der Abwasserinfrastruktur eine zentrale 
Aufgabe der Länder darstellt. In diesem Kontext ver-
folgt der Beitrag das Ziel darzulegen, inwieweit durch 
den strategischen Einsatz des bestehenden wasserwirt-
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schaftlichen Instrumentariums die Einführung von Neu-
artigen Sanitärsystemen auf Landesebene unterstützt 
werden kann. Als Leitmotiv gilt, Perspektiven zur Reali-
sierung integrierter Systemansätze in der Abwasserwirt-
schaft aufzuzeigen. So soll auch ein Beitrag zu der in der 
Raumplanung geführten Diskussion über Ansatzpunkte 
einer nachhaltigen Entwicklung strukturschwacher Regi-
onen erbracht werden.

Als Modellgemeinde der Untersuchung dient die 
in Thüringen gelegene Gemeinde Rohrbach. Das For-
schungsdesign setzt sich aus den zwei zentralen metho-
dischen Bausteinen einer Methodentriangulation (vgl. 
Gläser/Laudel 2010; Flick 2011) und Konstellationsana-
lyse (vgl. Schön/Kruse/Meister et al. 2007) zusammen. 
Bei der Methodentriangulation erfolgte bezogen  auf die 
siedlungswasserwirtschaftlichen Zusammenhänge eine 
umfassende Auswertung wissenschaftlicher Fachlitera-
tur, Projektberichte anderer NASS-Vorhaben sowie der 
wasserrechtlichen Regularien. Die potenzielle Reali-
sierbarkeit Neuartiger Sanitärsysteme für die Gemeinde 
Rohrbach wurde im Rahmen einer Konstellationsana-
lyse untersucht. Hier wurden mehr als 20 systematisierte 
Experteninterviews (vgl. Bogner/Littig/Menz 2002: 37) 
geführt und mit einer regelgeleiteten qualitativen Inhalts-
analyse (vgl. Gläser/Laudel 2010) ausgewertet. Dieses 
Vorgehen ermöglicht eine systematische Identifikation 
und Klassifizierung von bei der Realisierung von Neuar-
tigen Sanitärsystemen auftretenden „Transformationsri-
siken“ (Kerber/Schramm/Winker 2016: 13). Im Rahmen 
einer weiterführenden Betrachtung wurden die Erkennt-
nisse auf Widersprüche und Redundanzen geprüft und 
durch Befunde aus der Fachliteratur verifiziert. Auf dieser 
Grundlage wurden Handlungsempfehlungen abgeleitet. 
Zu den Gesprächspartnern zählten Vertreterinnen und 
Vertreter verschiedener Verwaltungsressorts und Ver-
waltungsebenen, Wissenschaftlerinnen/Wissenschaft-
ler, regionale Praxisakteure aus der Abwasser-, Abfall-, 
Land- und Energiewirtschaft sowie Bürgerinnen und 
Bürger.

Der Beitrag ist in sechs Kapitel gegliedert. Nach 
der Einführung werden in Kapitel 2 die grundlegenden 
Rahmenbedingungen der Siedlungswasserwirtschaft 
beschrieben. In Kapitel 3 werden das für die Modell-
gemeinde konzipierte Neuartige Sanitärsystem und die 
Transformationsrisiken erläutert, die dessen Einführung 
erschweren. In Kapitel 4 wird der Frage nachgegangen, 
über welche Instrumente die Thüringer Landeswasser-
behörden verfügen und wie diese strategisch einge-
setzt werden können, um den Transformationsrisiken 
zu begegnen. Auf dieser Grundlage werden in Kapitel 
5 konkrete Handlungsempfehlungen abgeleitet und 

die Rolle der Raumplanung thematisiert. Abschließend 
erfolgt in Kapitel 6 ein Fazit.

2  Rahmenbedingungen der 
Siedlungswasserwirtschaft
In Deutschland stellt die Siedlungswasserwirtschaft mit 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung einen Bau-
stein der Daseinsvorsorge dar. Standen mit der Einfüh-
rung des ableitungsorientierten Systemansatzes in der 
Mitte des 19. Jahrhunderts zunächst Entwässerungs- 
und Hygienemaßnahmen im Vordergrund, umfassen die 
Ziele der heutigen integralen Siedlungswasserwirtschaft 
auch den Gewässerschutz und die Nutzungssicherung 
hinsichtlich der Trinkwasserversorgung (DWA 2006: 
15-18). Zudem müssen entsprechende Dienstleistungen 
für die Bürgerinnen und Bürger dauerhaft zugänglich 
und bezahlbar sein (Libbe/Trapp/Winker 2017: 31).

Rechtlich wird auf der Grundlage der Europäischen 
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)1 ein guter Zustand aller 
Gewässer gefordert (vgl. WRRL Art. 4). In Deutschland 
soll dies insbesondere durch im Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG)2 verankerte Bestimmungen für die Einleitung von 
Abwasser umgesetzt werden. So müssen Abwasserbe-
handlungsanlagen dem Stand der Technik und andere 
Abwasseranlagen den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen (§  60 WHG). Mit dem Stand 
der Technik und den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik bedient sich der Gesetzgeber unbestimmter 
Rechtsbegriffe. Damit soll flexibel auf die sich ändern-
den Anforderungen in der Wasserwirtschaft reagiert und 
technische Neuerungen unkompliziert in die Praxis auf-
genommen werden (Tauchmann/Hafkesbrink/Nisipeanu 
et al. 2006: 43).

Übernimmt der Bund mit dem Wasserhaushaltsge-
setz eine übergeordnete regelnde Funktion, erfolgt die 
Steuerung des Ausbaus der Abwasserinfrastruktur auf 
der Landesebene. Zur Umsetzung der rechtlichen Vor-
gaben können die jeweiligen Landeswasserbehörden 
auf ein vielfältiges Instrumentarium zurückgreifen (vgl. 
Kapitel 4). Wie die meisten Bundesländer nutzt Thürin-
gen eine dreistufige Verwaltungsorganisation. Somit liegt 
eine aufgabenorientierte Ausdifferenzierung an Fachauf-

1  Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens 
für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik.
2  Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009, das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 4.Dezember 2018 geändert worden ist.



4    Mario Wolf, Jörg Londong

sichtsbehörden vor.3 Landeseigene Facheinrichtungen 
wie das auch als obere Wasserwirtschaftsbehörde fun-
gierende Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz (TLUBN) leisten zudem vollzugstechnische 
Unterstützung.4 Die Pflicht zur Beseitigung von Abwas-
ser obliegt den Kommunen (§ 56 WHG in Verbindung mit 
§ 47 ThürWG5). In der Praxis kann die Abwasserbeseiti-
gung durch kommunale Eigenbetriebe oder im Rahmen 
einer interkommunalen Zusammenarbeit von Zweckver-
bänden übernommen werden (§ 16 ThürKKG6).

Konzeptionell blieb das herkömmliche Abwasserinf-
rastruktursystem mit seinen wesentlichen Komponenten 
(Spültoilette, Schwemmkanalisation, Kläranlage) seit 
der Einführung unverändert (Tauchmann/Hafkesbrink/
Nisipeanu et al. 2006: 15). Bei bisher eingeführten Neu-
erungen handelte es sich ausschließlich um inkremen-
telle Innovationen, die problemlos in das konventionelle 
System integriert werden konnten (Hiessl/Toussaint/
Becker et al. 2003: 134). Die auftretenden sozioökonomi-
schen, ökologischen und politischen Veränderungspro-
zesse verlangen nun nach einem tiefgreifenden System-
wandel (Hillenbrand/Niederste-Hollenberg/Menger-Krug 
et al. 2010; Libbe/Trapp/Winker 2017). 

3  Neuartige Sanitärsysteme als 
Systeminnovation
In Expertenkreisen der Wasserwirtschaft und Raumpla-
nung werden Neuartige Sanitärsysteme als ein geeigne-
ter Lösungsansatz für die zukünftige Tragfähigkeit der 
Abwasserentsorgung im ländlichen Raum betrachtet 
(DWA 2010: 3; BMVI/BBSR 2016: 101). Der Leitgedanke 
von Neuartigen Sanitärsystemen liegt in einem systema-
tisierten Ansatz zum stoff- und energieflussorientierten 
Umgang mit Abwasser aus zu Wohnzwecken genutzten 
Anlagen oder ähnlichen Herkunftsbereichen. Abwas-
serteilströme sollen separat erfasst, abgeleitet und 
behandelt werden. Differenziert wird im Wesentlichen 
zwischen dem aus der Toilette stammenden Schwarz-
wasser, Braunwasser (ausschließlich Fäzes mit Spül-
wasser), Gelbwasser (Urin mit Spülwasser) und dem 
in Bad und Küche anfallenden Grauwasser (DWA 2014: 

3  Vgl. https://www.thueringen.de/th3/tmik/wir/index.aspx (06.01.2020).
4  Vgl. https://tlubn.thueringen.de/wasser/ (10.01.2020).
5  Thüringer Wassergesetz vom 28. Mai 2019.
6  Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 
2013.

8). Ziele von Neuartigen Sanitärsystemen sind insbe-
sondere die adäquate Behandlung und Verwertung von 
Abwasserteilströmen, die Optimierung regionaler Stoff-
kreisläufe durch die Integration weiterer organischer 
Fraktionen (z. B. aus Abfall- und Landwirtschaft) sowie 
die intelligente Ergänzung und Umnutzung bestehender 
Infrastrukturen (DWA 2008: 22-24; DWA 2014: 8-9). Im 
Vergleich mit dem konventionellen System ist mit Neu-
artigen Sanitärsystemen die gleiche Entsorgungssicher-
heit gegeben (Kerber/Schramm/Winker 2016: 22), wobei 
Umweltbelangen besser entsprochen werden kann 
(DWA 2008). Zudem ist es möglich, mit neuen Wert-
schöpfungsketten und der Vermarktung entsprechen-
der Produkte (etwa Düngesubstrate und Energie) einen 
Beitrag zur ökonomischen Stabilisierung strukturschwa-
cher ländlicher Regionen zu leisten (Rost/Maier/Böhm et 
al. 2015: 349).

3.1  Modellgemeinde Rohrbach

Modellgemeinde für die Analyse von Hemmnissen bei 
der Einführung eines Neuartigen Sanitärsystems ist 
die etwa 20 Kilometer nördlich von Weimar gelegene 
Gemeinde Rohrbach. Trotz der unmittelbaren Nähe 
zur Thüringer Städtekette nahm die Bevölkerung Rohr-
bachs seit Mitte der 1990er-Jahre insgesamt um rund 
20 Prozent ab, sodass aktuell knapp 200 Einwohner in 
der Gemeinde leben.7 Die zumeist in den 1960er-Jahren 
errichteten Anlagen der Abwasserentsorgung sind über-
wiegend sanierungsbedürftig und entsprechen in weiten 
Teilen nicht dem Stand der Technik. In Anbetracht dieser 
Rahmenbedingungen steht Rohrbach exemplarisch für 
viele Gemeinden des ländlichen Raums der neuen Bun-
desländer.

Den für Rohrbach entwickelten Konzeptansatz zeigt 
Abbildung 1. In diesem Ansatz ist für das gering belastete 
Grauwasser die Behandlung in einer kommunalen Pflan-
zenkläranlage mit Ableitung des gereinigten Abwassers 
in ein lokales Oberflächengewässer vorgesehen. Das 
nährstoffreiche und energetisch wertvolle Schwarzwas-
ser soll mittels einer Unterdruckkanalisation zentral in 
Rohrbach gesammelt und in einer Biogasanlage in der 
Region verwertet werden. Aus Gründen der Ressour-
ceneffizienz und der Wirtschaftlichkeit wird die Zugabe 
von weiteren organischen Fraktionen aus der Land- oder 
Abfallwirtschaft angestrebt. Somit können auf regionaler 

7  Vgl. http://www.statistik.thueringen.de/datenbank/portrait.asp?ausw
ahl=gem&nr=71081&vonbis=&TabelleID=gg000102 (06.01.2020).
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Basis Energie (Wärme und Strom) sowie ein marktfähi-
ges Düngeprodukt erzeugt werden.

Für die Realisierung des NASS-Ansatzes ist der 
Bau einer zentralen Pflanzenkläranlage, der Bau einer 
Unterdruckentwässerung, die Trennung der Abwasser-
teilströme, die Schwarzwasserbehandlung in einer Bio-
gasanlage und die Sanierung alter Kanäle zur Ableitung 
des Niederschlagswassers vorgesehen (Hillenbrand/
Londong/Steinmetz et al. 2016: 995). 

3.2  Transformationsrisiken für 
Abwasserentsorger

Bei der grundlegenden Realisierung der Abwasserinf-
rastruktur sind Neuartige Sanitärsysteme (noch) nicht 
die gängige Technik. Gleichwohl haben entsprechende 
Ansätze in verschiedenartigen Projekten ihre Praxis-
tauglichkeit bewiesen (Libbe/Trapp/Winker 2017: 32). 
In Hinblick auf quartierübergreifende Ansätze sind bei-
spielsweise Lübeck-Flintenbreite, DEUS 2 in Knittlingen 
und Hamburg-Jenfeld zu nennen (Hillenbrand/Niederste-
Hollenberg/Menger-Krug et al. 2010: 190).8 International 
sind in mehreren Städten Neuartige Sanitärsysteme 
in Planung (z. B. Paris und Stockholm), im Bau (z. B. 
Helsingborg) und in Betrieb (z. B. in den Niederlanden 
Sneek und Amsterdam-Buiksloterham).

8  Für Hamburg-Jenfeld vgl. http://www.jenfelderau-info.de/index.
php/projekt.html (06.01.2020).

Die Realisierung von Neuartigen Sanitärsystemen 
ist für Aufgabenträger der Abwasserentsorgung mit viel-
fältigen Transformationsrisiken verbunden. Diese führen 
bei Wasserwirtschaftsakteuren zu einer abwartenden 
Haltung (Kerber/Schramm/Winker 2016: 13). Im Wesent-
lichen können „institutionelle Risiken“, „Regulationsrisi-
ken“, „Legitimationsrisiken“ und „ökonomische Risiken“ 
auftreten (Kerber/Schramm/Winker 2016: 13  ff.). Des 
Weiteren zählen technische Risiken und Akzeptanzri-
siken dazu (Hillenbrand/Niederste-Hollenberg/Menger-
Krug et al. 2010: 196; Albold/Büttner/Lamkowsky et al. 
2016: 2; Schramm/Kerber 2017: 61). Diese sechs Risiken 
werden nachfolgend erläutert.

3.2.1  Institutionelle Risiken

Die Einführung von Neuartigen Sanitärsystemen erfor-
dert einen integrativen und intersektoralen Planungsan-
satz der Infrastrukturentwicklung. So gilt es, etwa bei der 
Realisierung neuer Stadtquartiere, relevante Entschei-
dungsträger möglichst frühzeitig einzubeziehen. Ver-
netzt werden sollten etwa Vertreterinnen und Vertreter 
der Stadt- und Freiraumplanung, Architektur, Wasser-
ver- und -entsorgung, Abfall- und Ressourcenwirtschaft 
sowie Landwirtschaft (DWA 2014: 29  f.). In der Praxis 
erschweren jedoch oftmals monodisziplinär verlaufende 
Planungsprozesse sektorübergreifende Infrastruktur-
lösungen (Libbe/Schramm/Winker et al. 2017: 83). So 
berichten Praxisakteure der Siedlungswasserwirtschaft, 

Abbildung 1: Konzeptansatz des Neuartigen Sanitärsystems für Rohrbach
Quelle: Maier/Wolf/Londong (2017: 35), eigene Bearbeitung
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dass Vorhaben zumeist in einer konventionellen Pla-
nungsroutine von Stadt- und Regionalplanerinnen und 
-planern entworfen werden, wobei der Austausch mit 
Infrastrukturanbietern oder Genehmigungsbehörden 
erst im fortgeschrittenen Stadium des Planungsprozes-
ses erfolgt. Darüber hinaus werden Wasserwirtschafts-
akteure von kommunalen Akteuren ausschließlich als 
Dienstleister und nicht Impulsgeber für Konzeptansätze 
wahrgenommen. Die frühzeitige Integration von inno-
vativen Ansätzen in Planungsprozesse ist damit nur 
bedingt möglich. Als weitere Hemmnisse werden das 
Fehlen eines koordinierenden und motivierenden Gremi-
ums sowie konventionelle Ansprüche einzelner Akteure 
angesehen (Kerber/Schramm/Winker 2016: 14-15). 

3.2.2  Regulationsrisiken

In Abhängigkeit des Abwasserteilstroms und anvisier-
ten Verwendungszwecks kann der derzeitige rechtli-
che Rahmen ein wesentliches Hindernis darstellen. 
Die Ursache liegt insbesondere in fehlenden gesetzli-
chen Vorgaben hinsichtlich der Verwertung anfallender 
Abwasserströme (DWA 2010: 11). Entscheidungen für 
innovative Ansätze erweisen sich folglich als risiko-
reich (Schramm/Kerber 2017: 62). Zwar sind rechtliche 
Anforderungen etwa für die Grauwassernutzung (z.  B. 
für Toilettenspülung und Bewässerung) oder die Vergä-
rung und Energiegewinnung aus Schwarzwasser prin-
zipiell vorhanden (WSWU 2015: 134; Hanke 2016), für 
die stoffliche Verwertung von Schwarzwasser ist jedoch 
unklar, ob grundsätzlich das Abwasser- oder Abfallrecht 
anzuwenden ist (Schulz 2018: 214). Zudem zeigt sich, 
dass die bei Neuartigen Sanitärsystemen zur stoffli-
chen Verwertung anfallenden Sekundärrohstoffe kaum 
in den entsprechenden Rechtsgrundlagen berücksich-
tigt werden (DWA 2014: 24). So wird beispielsweise 
Schwarzwasser nicht als Ausgangsstoff für Dünger auf-
geführt (Schulz 2018: 214), gleichwohl es je nach Qua-
lität einem Düngemittel nach §  2 Abs.  1 Düngegesetz 
(DüngG) entsprechen könnte (WSWU 2015: 134). Dies 
trifft ebenso auf die Düngemittelverordnung (DüMV) zu. 
Folglich stehen den Absatz- und Verwertungswegen der 
NASS-Produkte keine rechtlichen Regelungen entge-
gen. Stattdessen wird die Ausbringung durch fehlende 
Begriffsbestimmungen eingeschränkt.

Mit der Einführung von Neuartigen Sanitärsyste-
men werden zudem die Systemgrenzen der Abwasser-
wirtschaft vom öffentlichen in den privaten Raum ver-
schoben (Hanke 2017: 159). In der Regel unterliegt die 
Ausgestaltung der Abwasserinfrastruktur innerhalb von 

Gebäuden und auf privaten Grundstücken den Eigen-
tümern. Jedoch erfordern Neuartige Sanitärsysteme 
zur getrennten Erfassung und Ableitung der Abwasser-
teilströme Modifikationen an diesen Systemkomponen-
ten. Zuständigkeitsfragen für die jeweilige Errichtung 
und Wartung der technischen Anlagen müssen folglich 
berücksichtigt werden (Schulz 2019: 47-48). Zudem 
sollte eine Überprüfung gebührentechnischer Belange 
erfolgen. 

3.2.3  Legitimationsrisiken

Im Bereich der Abwasserwirtschaft wird die Realisierung 
von Innovationen überwiegend durch Entscheidungsträ-
ger der politischen Ebene und weniger durch den tech-
nischen Fortschritt bestimmt (Tauchmann/Hafkesbrink/
Nisipeanu et al. 2006). Hinsichtlich neuartiger Wasserin-
frastrukturen fehlen jedoch politische Beschlüsse oder 
inhaltliche Auseinandersetzungen, welche deren Ein-
führung unterstützen (Schramm/Kerber 2017: 63-64). 
Diese sind aber insbesondere im Hinblick auf den durch 
Neuartige Sanitärsysteme angestrebten stoff- und ener-
gieflussorientierten Umgang mit Abwasser erforderlich. 
Während die Aufgabe von Abwasserentsorgern bisher 
die Beseitigung von Abwasser ist (§  56 WHG), wird 
ihnen im Rahmen von Neuartigen Sanitärsystemen 
zunehmend die Funktion eines ‚Verwerters‘ zugeschrie-
ben. Dies beinhaltet gesonderte Anforderungen an die 
Aufgabenorganisation bei der Abwasserentsorgung, 
sodass sich grundsätzlich die Frage nach geeigneten 
Betreibermodellen für Neuartige Sanitärsysteme stellt. 
So ist anzunehmen, dass für die Verwertung der Abwas-
serteilströme verstärkt private Partner aus der Landwirt-
schaft oder Energiewirtschaft mit einbezogen werden 
müssen. Im Mittelpunkt der zu führenden Diskussion 
müssen insbesondere Betreibermodelle für den Bau, 
den Betrieb und die Instandhaltung von intersektoral 
genutzten Infrastrukturanlagen sowie die Vermarktung 
der NASS-Produkte (z. B. hochwertiger Dünger) stehen. 
Einen Ansatz zur Modellfindung stellt das Drei-Phasen-
Kooperationsmodell dar, das die wesentlichen Schritte 
für die Konzeption von NASS-Betreibermodellen auf-
zeigt (Schramm/Kerber/Trapp et al. 2018). Es bietet die 
Möglichkeit, die akteurspezifischen Formen der Zusam-
menarbeit für die Planungs-, Implementierungs- und 
Betriebsphase zu integrieren (Ebert/Schramm/Wang 
et al. 2019).
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3.2.4  Ökonomische Risiken

Im Vergleich zur konventionellen Abwasserinfrastruktur 
wird angenommen, dass die Realisierung eines Neu-
artigen Sanitärsystems mit höheren Investitionskosten 
verbunden ist (Schramm/Kerber 2017: 64). Grund hierfür 
sind weitreichende bauliche Veränderungen der Abwas-
serinfrastruktur inner- und außerhalb von Gebäuden 
(Hillenbrand/Niederste-Hollenberg/Menger-Krug et al. 
2010: 193). Da erhöhte Finanzierungskosten von wasser-
wirtschaftlichen Akteuren als ein betriebswirtschaftliches 
Risiko wahrgenommen werden (Schramm/Kerber 2017: 
64), wirken sich diese als ein eklatantes Hemmnis bei 
der Einführung neuer Infrastruktursysteme aus (Sarto-
rius/Hillenbrand 2008: 386). Innovative Ansätze werden 
dementsprechend kaum forciert (Kerber/Lux 2016). 
Aktuelle Forschungsergebnisse zeigen jedoch, dass 
eine Stoffstromtrennung durch neue technische Kom-
ponenten zunehmend ohne signifikanten Umbaubedarf 
möglich ist (Berndt/Veser 2014; Schulz 2019: 48). Zudem 
deuten Studien an, dass Neuartige Sanitärsysteme 
mittel- und langfristig, betriebswirtschaftlich und insbe-
sondere gesamtwirtschaftlich betrachtet auf vergleich-
barem Niveau mit dem konventionellen System liegen 
(Bernhard/Felmeden/Kluge 2010). Bei entsprechenden 
umweltökonomischen Bilanzierungen ist neben der 
zeitlichen Ebene auch die räumliche (z. B. Modell- oder 
Stadtebene) zu berücksichtigen (Zimmermann/Felme-
den/Michel 2018).

3.2.5  Technische Risiken

In den vergangenen Jahren haben zahlreiche Demons-
trationsvorhaben dazu beigetragen, die technischen 
Risiken von Neuartigen Sanitärsystemen zu reduzieren 
(Hillenbrand/Niederste-Hollenberg/Menger-Krug et al. 
2010: 190). In der Praxis stehen für die technische Ausge-
staltung verschiedene Systemkomponenten zur Erfas-
sung und Ableitung von Abwasserteilströmen zur Verfü-
gung. Dies trifft auch auf Behandlungsverfahren für die 
verschiedenen Stoffströme zu, von denen die meisten 
bereits im konventionellen System erprobt wurden (DWA 
2014: 11-15). Gleichwohl entsprechen Neuartige Sani-
tärsysteme bisher noch nicht gänzlich dem Stand der 
Technik. (Albold/Büttner/Lamkovsky et al. 2016: 14). So 
sind insbesondere technische Normen erforderlich, für 
die es jedoch Erfahrungen aus dem praktischen Betrieb 
von Neuartigen Sanitärsystemen bedarf (Hillenbrand/
Niederste-Hollenberg/Menger-Krug et al. 2010: 196). 
Darüber hinaus besteht weiterhin Forschungsbedarf für 

einzelne Systemkomponenten wie beispielsweise die 
Stoffstromtrennung.9

3.2.6  Akzeptanzrisiken

Im Allgemeinen wird bei Wasserwirtschaftsakteuren von 
einer gesellschaftlichen Offenheit gegenüber neuartigen 
Wasserinfrastrukturen ausgegangen. Voraussetzung ist, 
dass die Technik verlässlich funktioniert und keine Kom-
forteinbußen bei den Nutzerinnen und Nutzern auftreten 
(Kerber/Schramm/Winker 2016: 18). Studien hinsichtlich 
verschiedener Ansätze belegen, dass beispielsweise die 
hausinterne Grauwasserwiederverwendung ein hohes 
Akzeptanzpotenzial erfährt (Deffner/Birzle-Harder 2017: 
147; Winker/Brüning/Meyer et al. 2019: 17) und sich 
die Nutzermehrheit trotz des Geräuschpegels prinzipi-
ell wieder für eine Vakuumtoilette entscheiden würde 
(Hegger 2007: 127). In Rohrbach tritt ein Akzeptanzri-
siko insbesondere bei der angestrebten landwirtschaft-
lichen Verwendung der erzeugten Düngesubstrate auf. 
So untersagen viele Landverpächter in der Modellregion 
aus Sorge vor Schadstoffen die Ausbringung von abwas-
serwirtschaftlichen Produkten. Darüber hinaus nehmen 
Großabnehmer aus Imagegründen und Akzeptanzbe-
denken auf Verbraucherebene entsprechend gedüngte 
landwirtschaftliche Produkte nicht an.

4  Instrumente und 
Steuerungsansätze
Landeswasserbehörden können auf ein umfassendes 
wasserwirtschaftliches Instrumentarium zurückgreifen, 
um die technisch-konzeptionelle Ausgestaltung der 
Abwasserentsorgung zu steuern (vgl. Tabelle 1). Die ein-
zelnen Instrumente bieten hierbei die Chance für spezi-
fische Steuerungsansätze, mit denen etwa die Thüringer 
Landeswasserbehörden auf die Transformationsrisiken 
reagieren können. 

4.1  Rechtliche Ausgestaltung

In Ergänzung zum Wasserhaushaltsgesetz als Bundes-
gesetz wird das Wasserrecht in den Bundesländern durch 

9  Vgl. z.  B. https://www.uni-weimar.de/de/bauingenieurwesen/
professuren/siedlungswasserwirtschaft/forschung/aktuelle-
projekte/awas/ (07.01.2020).
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die Landeswassergesetze geregelt. Die Aufgabe von 
Landeswassergesetzen liegt in der Ausgestaltung einer 
landesspezifischen Rechtsprechung entsprechend den 
wasserwirtschaftlichen Gegebenheiten. Hierfür können 
die Landesbehörden mit Ausnahme von anlagen- bzw. 
stoffbezogenen Regelungen vom Wasserhaushaltsge-
setz abweichende landesrechtliche Vorschriften erlas-
sen (Art. 72 GG). Zudem dürfen sie Gegenstände des 
Wasserrechts regeln, die vom Bundesgesetzgeber nicht 
berücksichtigt wurden. Folglich können die Thüringer 
Wasserbehörden mit dem Landeswassergesetz eine 
weitreichende rechtliche Konformität für Neuartige Sani-
tärsysteme schaffen. Eine Vorbildfunktion kann das im 
Jahr 2018 novellierte Hamburgische Abwassergesetz10 
übernehmen. Indem der Begriff „Abwasserteilströme“ 
Eingang fand und der zuständige Abwasserentsorger in 
diesem Zusammenhang konkrete Anforderungen an die 
Einleitung von Abwasserteilströmen stellen kann (§ 11a 
Art. 5 HmbAbwG), wird die Einführung von Neuartigen 
Sanitärsystemen unterstützt. Zudem sollte mit dem Ziel 
der Verwertung von Abwasserteilströmen der Einsatz 
von Sonderklauseln geprüft werden. Anzudenken wäre 
etwa die Einführung eines ‚Verwertungsparagrafen‘, der 
sich der normierten Tatbestandsvoraussetzung einer 
separaten Ableitung von Schwarzwasser anschließt. 
Vorerst formuliert mittels einer ‚Soll-Vorschrift‘ (Erschlie-
ßungsermessen), würde es den beteiligten Akteuren 
genügend Zeit einräumen, die benötigten Infrastrukturen 
zu realisieren.

10  Hamburgisches Abwassergesetz in der Fassung vom 14. Juli 
2001, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Januar 
2018.

Innerhalb der landesrechtlichen Grundlagen besteht 
auf örtlicher Ebene ein weiterer Regelungsbedarf (Tauch-
mann/Hafkesbrink/Nisipeanu et al. 2006: 43). Diesem 
wird mittels Bestimmungen in Gemeindeordnungen oder 
Satzungsrecht begegnet (Kopp-Assenmacher 2015: 
462). Die wesentlichen Instrumente stellen Anschluss- 
und Benutzungszwang dar, auf deren Grundlage Haus-
halte an ein Neuartiges Sanitärsystem angeschlossen 
werden können. Zudem sind Abwasserentsorger berech-
tigt, in Satzungen zu konstatieren, ‚wie‘ das Abwas-
ser durch die Haushalte zu übergeben ist (§ 58 Art.  2 
ThürWG). Die separate Erfassung und Übergabe von 
Abwasserteilströmen kann somit eingefordert werden. 
Gemäß einer Duldungspflicht sind Abwasserentsorger 
zudem berechtigt, notwendige technische Systemkom-
ponenten auf Privatgrundstücken zu installieren (§  20 
ThürKO)11, wobei entsprechende Begriffsbestimmun-
gen in die Satzungen aufzunehmen sind (Schulz 2019: 
46-47). Anfallende Mehrkosten würden durch Abwas-
serentsorger getragen und als Systemkosten mittels 
Abschreibungen in die Gebührenkalkulation einfließen. 

4.2  Entscheidungsermessen

Das Handeln der Wasserbehörden wird durch bundes- 
und landesgesetzliche Regelungen bestimmt. Zudem 
erfordern die differenzierten Entwicklungen von Regio-
nen situationsbedingte Handlungsansätze, sodass der 

11  Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kommunalordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
Januar 2003, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16. Oktober 2019.

Tabelle 1: Zentrale Instrumente der Landeswasserbehörden

Instrumente Rechtliche Ausgestaltung Thüringer Wasserrecht

Satzungsrecht

Entscheidungsermessen Entscheidungsspielräume

Verwaltungsvorschriften

Ökonomische Regelungen Abwasserabgabe

Abwassersätze

Fördermittel

Strukturierende Mechanismen Strukturprogramme

Wasser- und Bodenverbände

Planung und Beteiligung Maßnahmenprogramme und Bewirtschaftungspläne

Gewässerbeirat und Gewässerforen
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Gesetzgeber Behörden zur Ausübung des Verwaltungs-
ermessens verpflichtet (Schmidt 2007: 113). Damit ver-
fügen Verwaltungen über ein Maß an Entscheidungs-
freiheit, um sachgerecht und angemessen auf örtliche 
Gegebenheiten reagieren zu können (Starck 1991: 169). 
Als ein Instrument zum Lenken des Entscheidungser-
messens können Ministerien oder Oberbehörden Ver-
waltungsvorschriften einsetzen (Peine 2008: 36). In Form 
von Erlassen, Richtlinien oder Anordnungen dienen sie 
nachgeordneten Instanzen als direkte Handlungsan-
weisungen (Frye 2012: 73-74). Aus sachlichen Gründen 
können sie dabei durch die erlassende Instanz jederzeit 
in ihren Bestimmungen geändert werden (Peine 2008: 
36). Verwaltungsvorschriften bieten damit für die Länder 
die Möglichkeit, den konzeptionellen Ausbau der Abwas-
serinfrastruktur unmittelbar zu steuern. 

Für Thüringen zeigt sich, dass bei den erlassenen 
Verwaltungsvorschriften der Abwasserwirtschaft zwi-
schen Förderrichtlinien (vgl. Kapitel 4.3) und system-
weisenden Verwaltungsvorschriften zu differenzieren 
ist. In Letzteren sind insbesondere Anforderungen an 
die Planung von Abwasserinfrastrukturprojekten festge-
legt. Ein Beispiel für Thüringen sind die Anforderungen 
zur Aufstellung von Abwasserbeseitigungskonzepten 
(ABK) durch die Abwasserentsorger (TMLFUN 2012). 
Zwar schließt die entsprechende Verwaltungsvorschrift 
die Realisierung von Neuartigen Sanitärsystemen nicht 
unmittelbar aus, der konzeptionelle Fokus liegt jedoch 
auf der Verstetigung des konventionellen Systems. 
Grundsätzlich sollten die Anforderungen laut Kerber, 
Schramm und Winker (2016: 24) aber dauerhaft auf eine 
ökologisch nachhaltige Abwasserentsorgung ausgerich-
tet sein und vorausschauend klimatische und demogra-
phische Entwicklungsprozesse sowie den steigenden 
Ressourcen- und Energieverbrauch berücksichtigen. 
Diese Vorgaben wären in die entsprechenden Verwal-
tungsvorschriften aufzunehmen, sodass die Einführung 
einer ressourcenorientierten Abwasserbewirtschaftung 
eingefordert werden kann.

4.3  Ökonomische Regelungen

Im Zusammenspiel von Wasserhaushaltsgesetz und 
Abwasserabgabengesetz12 wird dem Ziel der Verbes-
serung der Wassergüte und der Weiterentwicklung des 

12  Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserabgabengesetz – AbwAG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Januar 2005, das zuletzt durch Artikel 2 
der Verordnung vom 22. August 2018 geändert worden ist.

Stands der Technik durch die Erhebung der Abwasser-
abgabe entsprochen. Die Höhe richtet sich nach der 
Schädlichkeit des eingeleiteten Abwassers und wird 
durch das Land erhoben (Nisipeanu 1991: 28; Köhler/
Meyer 2006: 20). Auf kommunaler Ebene umfasst das 
Satzungsrecht Gebührenregelungen, um eine Refinan-
zierung der jeweiligen abwasserwirtschaftlichen Auf-
wendungen zu gewährleisten (Tauchmann/Hafkesbrink/
Nisipeanu et al. 2006: 43). Mit dem Ziel, den Gedan-
ken der Wertschöpfung in der Abwasserwirtschaft zu 
verankern, sollte das bestehende Abgabensystem um 
die Aspekte der Kreislaufwirtschaft und Wertschöpfung 
erweitert werden. Eine Möglichkeit bietet die Einführung 
einer gestaffelten Abwasserabgabe, die etwa finanzi-
elle Anreize bei der Verwertung von Wasser und seiner 
Inhaltsstoffe gewährt. Zudem ist es für Abwasserentsor-
ger möglich, Abwassergebühren innerhalb des eigenen 
Wirkungskreises anhand verschiedener Maßstäbe zu 
kalkulieren. Als ein solcher Maßstab kann die Bean-
spruchung von Behandlungsanlagen gewertet werden. 
Indem bei Haushalten mit Stoffstromtrennung eine effi-
zientere Behandlung bzw. Verwertung des Abwassers 
möglich ist, könnten die Abwassergebühren gesondert 
berechnet werden.

Die Erweiterung des Abgabensystems sollte mit 
der Neuorientierung der Förderpolitik einhergehen. So 
weisen Praxisakteure der Siedlungswasserwirtschaft 
auf Fördermittel als wichtigen Impuls für die Durchfüh-
rung innovativer Projekte hin (Schramm/Kerber 2017: 
59). In Thüringen ist die Verwendung des Aufkommens 
aus der Abwasserabgabe zur Erweiterung von zentralen 
und dezentralen Kläranlagen sowie die Förderung von 
Pilotanlagen möglich (TMUEN 2018a; TMUEN 2018b; 
TMUEN 2018c). Die Förderpolitik sollte jedoch nicht nur 
um innovative Handlungsschwerpunkte ergänzt werden, 
welche einer ressourcenorientierten Abwasserentsor-
gung dienlich sind. Stattdessen sollte die Förderung 
konventioneller Lösungen reduziert werden. Finanzielle 
Ressourcen könnten somit gebündelt und innovative 
Ansätze präferierende Abwasserentsorger umfassend 
bei der Risikobewältigung unterstützt werden.

4.4  Strukturierende Mechanismen

In Anbetracht der Gebote der Kostenminimierung, der 
effektiveren Aufgabenwahrnehmung und der optimier-
ten Ressourcennutzung gewinnen umfassende Orga-
nisationseinheiten in der Wasserwirtschaft zunehmend 
an Bedeutung (Tauchmann/Hafkesbrink/Nisipeanu et al. 
2006). Orientieren sich die Thüringer wasserwirtschaft-
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lichen Organisationseinheiten bisher überwiegend an 
Kommunalgrenzen (TLUG 2009), sollte eine Umstruktu-
rierung anhand von räumlichen und funktionalen Einhei-
ten oder der in der Wasserrahmenrichtlinie ausgewiese-
nen Flusseinzugsgebiete erfolgen. Erreicht werden kann 
dies durch Landesprogramme, welche freiwillige Zusam-
menschlüsse von Abwasserentsorgern fördern (TLUG 
2009: 4). Optional kann auch die Kommunalaufsicht 
auf der Grundlage des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit13 und der Thüringer Kommunalord-
nung Fusionen veranlassen. Voraussetzung für eine stra-
tegische Umstrukturierung sind übergeordnete Leitbilder 
und an Zusammenschlüsse formulierte Anforderungen 
(vgl. Graetz 2008). Im Rahmen der durch Neuartige 
Sanitärsysteme vorgesehenen regionalen Wertschöp-
fung sollte zusätzlich eine Erweiterung der Organisati-
onseinheiten um Regionalakteure der Land-, Abfall- und 
Energiewirtschaft erfolgen. Das Einbinden von beste-
henden lokalen Zusammenschlüssen kann dabei den 
Vernetzungsprozess fördern (Rost/Maier/Böhm et al. 
2015). Das in Thüringen mögliche Bilden von Wasser- 
und Bodenverbänden (§ 47 ThürWG) sollte hierbei als 
ein erster Schritt angesehen werden. Laut Tauchmann, 
Hafkesbrink, Nisipeanu et al. (2006: 69) bieten aber ins-
besondere sondergesetzliche Regelungen wie in Nord-
rhein-Westfalen die Möglichkeit, Abwasserentsorger 
und private Unternehmen in Genossenschaftsform zu 
organisieren und damit eine nachhaltigere Bewirtschaf-
tung zu erreichen. Gesellschaftliche Hemmnisse, die bei 
entsprechenden Umstrukturierungsprozessen potenzi-
ell auftreten können, sollten als temporäre Ereignisse 
betrachtet werden.

4.5  Planung und Beteiligung

Auf Landesebene wird die Gewässerbewirtschaftung 
durch Programme und Wasserrahmenpläne konkreti-
siert (§§ 82, 83 WHG). Thüringen verfügt hierbei über 
das Landesprogramm „Gewässerschutz 2016-2021“ 
(TMUEN 2016). In Zusammenhang mit den Bewirt-
schaftungsplänen für die jeweiligen Flussgebietsein-
heiten (TMUEN 2016: 12) hat das Strategiepapier zwar 
keine rechtlich bindende Funktion, dient aber der was-
serwirtschaftlichen Maßnahmenplanung als inhaltliche 
Orientierung (TMUEN 2016: 8). Die Beteiligung der 

13  Thüringer Gesetz über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(ThürKGG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 
2001, zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. Juli 
2013.

Öffentlichkeit wird dabei grundsätzlich als eine essen-
zielle Komponente für das Zustandekommen von Maß-
nahmen in der Wasserwirtschaft betrachtet. Das Land 
Thüringen verfügt zudem über den regelmäßig tagenden 
Gewässerbeirat und vereinzelte regionale Gewässerfo-
ren, in denen unter anderen Repräsentanten der Land-
wirtschaft, Abwasserwirtschaft, Kommunalverwaltung, 
Raumplanung und Bürgerschaft vertreten sind (TMUEN 
2016: 22).

Die vorliegenden Planungs- und Beteiligungsstruk-
turen gilt es, im Sinne der Verbreitung von Neuartigen 
Sanitärsystemen zu nutzen und zu erweitern. So sollte 
das Landesprogramm Gewässerschutz der integrier-
ten Strategiefindung dienen. Neuartige Sanitärsysteme 
können als ein zentraler Lösungsansatz für die abwas-
serwirtschaftlichen Herausforderungen in ländlichen 
Regionen aufgezeigt werden. Mittels des Gewässerbei-
rats sowie regionalen Gewässerforen können kommu-
nale Vertreter, Repräsentanten der Abwasser-, Land-, 
Abfall- und Energiewirtschaft sowie Bürgerinnen und 
Bürger im Rahmen der Realisierung jeweils ortspezifi-
scher Neuartiger Sanitärsysteme vernetzt werden. 

5  Handlungsempfehlungen

5.1  Möglichkeitsräume der 
Siedlungswasserwirtschaft

Auf der Grundlage der dargestellten Instrumente wird 
deutlich, dass Landeswasserbehörden über ein vielfälti-
ges Repertoire verfügen, um mittels strategischer Steu-
erungsansätze die Einführung einer ressourcenorientier-
ten Abwasserwirtschaft zu unterstützen.

In Hinblick auf die zeitnahe Einführung des Neuarti-
gen Sanitärsystems für die Gemeinde Rohrbach bedarf 
es des gesonderten, projektbezogenen Einsatzes aus-
gewählter Instrumente. Aufgrund der langjährigen 
Novellierungsprozesse von landes- und bundesgesetzli-
chen Regelungen im Bereich der Wasserwirtschaft sollte 
die Realisierung als Pilot- und Demonstrationsvorhaben 
erfolgen. Zwar finden sich im Thüringer Wassergesetz 
keine Hinweise auf den rechtlichen Umgang mit Pilot-
projekten, im Rahmen des anzuwendenden Ermessens-
spielraumes können diese Vorhaben aber einen rechtli-
chen Sonderstatus erhalten. Dieser ermöglicht es auch, 
rechtliche Hemmnisse zur Verwertung von Schwarzwas-
ser zu lösen, Kooperationen zwischen regionalen Akteu-
ren im Sinne der integrierten Ressourcenwirtschaft zu 
bilden und Erkenntnisse für den Betrieb eines Neuarti-
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gen Sanitärsystems zu sammeln. Auf untergesetzlicher 
Ebene ist der zuständige Abwasserentsorger bei den 
notwendigen Satzungsänderungen durch die Landesbe-
hörden zu unterstützen. In Abstimmung mit den ansäs-
sigen Wasserbehörden kann ein Neuartiges Sanitär-
system zudem als abwasserwirtschaftliche Maßnahme 
im Abwasserbeseitigungskonzept und damit auch im 
Investitionsplan des Abwasserentsorgers verankert 
werden. Neben Eigenmitteln sollten insbesondere För-
dermittel die Finanzierung absichern. Für die systemati-
sche Realisierung von Neuartigen Sanitärsystemen sind 
darüber hinaus weitreichendere Schritte erforderlich  
(vgl. Tabelle 2). 

Mit dem strategischen Einsatz der dargestellten Ins-
trumente können die Landeswasserbehörden die syste-
matische Einführung von Neuartigen Sanitärsystemen 
weitreichend unterstützen. Zur Überwindung einzelner 
Transformationsrisiken sind sie aber auf das Zusammen-
wirken mit anderen Fachressorts angewiesen. Primär ist 
eine intensive Zusammenarbeit mit dem Innenministe-
rium als Aufsichtsbehörde der Gemeinden erforderlich. 

So unterliegt die technisch-konzeptionelle Planung der 
Abwasserinfrastruktur zwar den Abwasserentsorgern 
und Wasserbehörden, die haushaltswirtschaftliche 
Prüfung entsprechender Maßnahmen erfolgt aber durch 
die Kommunalaufsicht.14 Die Kommunalaufsicht in Thü-
ringen orientiert sich an den Haushaltsgrundsätzen der 
Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit (§ 53 Abs. 2 ThürKO). 
Da Neuartige Sanitärsysteme im Vergleich zu konventi-
onellen Maßnahmen jedoch mit einem erhöhten Investi-
tionsvolumen einhergehen können, ist an dieser Stelle 
der erweiterte Nutzen ressourcenorientierter Systeme 
zu berücksichtigen. Durch das Innenministerium erlas-
sene Verwaltungsvorschriften können die Kommunal-
aufsicht hierbei zu einer entsprechenden Handlungs-
praxis veranlassen. Auch in Zusammenhang mit dem 
zu modifizierenden Satzungsrecht und der Fusion von 
Abwasserentsorgern zu größeren Organisationseinhei-
ten ist ein strategisches Zusammenwirken erforderlich. 

14  Vgl. https://www.thueringen.de/th3/tlvwa/inneres_kommunales/
kommunalaufsicht/index.aspx (07.01.2020).

Tabelle 2: Handlungsempfehlungen für Akteure der Thüringer Landesverwaltung zur Einführung von Neuartigen Sanitärsystemen

Konzentration auf den Umbau der Abwasserinfrastruktur
-	 Integrierte Strategieformulierung mit Fokus auf ressourcenorientierten Systemansätzen 
-	 Anpassung von systemweisenden Verwaltungsvorschriften (z. B. Berücksichtigung von Neuartigen Sanitärsystemen bei 

Hinweisen zur Erstellung von Abwasserbeseitigungskonzepten)
-	 Erarbeitung eines Kriterienkatalogs zur Ermittlung von NASS-geeigneten Regionen und Kommunen
-	 Einsatz eines multikriteriellen Bewertungsinstruments bei der Bewertung von Maßnahmen
-	 Sensibilisierung von Entscheidungsträgern und Bürgerinnen/Bürgern durch Bildungs- und Informationsarbeit
-	 Erforschung und Entwicklung von kostengünstigen und nutzerfreundlichen Systemkomponenten und Behandlungsverfahren

Anpassung von ober- und untergesetzlichen Regelwerken
-	 Verankerung des Kreislaufwirtschaftsgedankens in den abwasserwirtschaftlichen Gesetzesgrundlagen (Landes- und 

Kommunalrecht)
-	 Definition von Abwasserteilströmen und NASS-Komponenten sowie Einführung eines Verwertungsparagrafen für erfasste 

Abwasserteilströme im Thüringer Landeswassergesetz
-	 Erstellung von rechtlich geprüften Beispielformulierungen für Satzungsänderungen (Entwässerungs- und Gebührensatzung) als 

rechtliche Hilfestellung für Abwasserentsorger
-	 Schaffung von sondergesetzlichen Regelungen als Voraussetzung für Kooperationen verschiedener Akteure (u.a. öffentliche 

Aufgabenträger und privatwirtschaftliche Unternehmen) im Rahmen der regionalen Ressourcenverwertung
-	 Einführung von Qualitätszertifikaten für NASS-Düngesubstrate und Erweiterung normgebender Regelwerke

Neuausrichtung des Abgabensystems und der Förderpolitik
-	 Einführung eines Abgabensystems, das Wertschöpfungsaspekte berücksichtigt und damit für Abwasserentsorger und 

Bürgerinnen/Bürger finanzielle Anreize zur Einführung von Neuartigen Sanitärsystemen gibt
-	 Förderschwerpunktsetzung auf innovative Systemansätze
-	 Verminderte Förderung konventioneller Abwasserinfrastrukturvorhaben
-	 Ressortübergreifende Bündelung finanzieller Ressourcen (insbesondere Landwirtschafts- und Wirtschaftsförderung)

Bildung von leistungsstarken Organisationseinheiten
-	 Etablierung eines Leitbildes und Maßnahmenplanes zur Zusammenführung von Abwasserentsorgern anhand von 

Flusseinzugsgebieten sowie räumlich-funktionalen Gegebenheiten
-	 Bildung fachübergreifender Organisationseinheiten mit Regionalakteuren aus der Abwasser-, Land-, Abfall- und Energiewirtschaft
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Darüber hinaus erweist sich hinsichtlich der Ausbringung 
der NASS-Substrate die Kooperation mit den Landwirt-
schaftsbehörden als Vorteil. Erzeugte Düngesubstrate 
können vorerst auf landeseigenen Testflächen ausge-
bracht werden. Damit kann die Düngewirkung der Subs-
trate in Langzeitversuchen erforscht werden, um diese in 
einem anschließenden Schritt als offizielles Düngemittel 
registrieren zu lassen.

Im Hinblick auf die durch Großabnehmer erwarteten 
Akzeptanzprobleme bei Verbraucherinnen und Verbrau-
chern hinsichtlich der landwirtschaftlichen Verwertung 
der Düngesubstrate deutet eine Untersuchung eine 
größere Offenheit an. So gab eine Auswahl an befrag-
ten Landwirten an, sich den Einsatz eines urinbasierten 
Düngers sowie den Verzehr der gedüngten Produkte 
grundsätzlich vorstellen zu können (Spoth/Schmidt/
Arnold 2012: 110). Gleichwohl sollten für die Herstel-
lung einer grundlegenden gesellschaftlichen Akzep-
tanz weitere Kooperationen entstehen. Eine zentrale 
Rolle spielt dabei die durch technisch-wissenschaftliche 
Fachverbände organisierte Vergabe von Zertifikaten 
und freiwilligen Gütesiegeln. So wird etwa die Qualität 
von Klärschlämmen durch das von der gleichnamigen 
Gesellschaft vergebene Zertifikat „Qualitätssicherung 
Landbauliche Abfallverwertung“ (QLA) gesichert (QLA 
2017). Ein ähnliches Zertifikat wäre auch für NASS-
Produkte denkbar. Darüber hinaus sollten ‚Designer-
dünger‘ ohne offensichtlichen Zusammenhang zu Fäka-
lien hergestellt werden. Gute Beispiele hierfür sind der 
klärschlammbasierte Dünger „Berliner Pflanze“15 und 
der aus Urin erzeugte Flüssigdünger „Aurin“.16 Kann mit 
Gütesicherungssystemen wie dem QLA-Zertifikat bei 
Landverpächtern und Großabnehmern die Akzeptanz 
erhöht werden, richten sich freiwillige Gütesiegel in der 
Lebensmittelbranche an die Bürgerinnen und Bürger. 
Für Thüringen ist das vom Landwirtschaftsministerium 
etablierte Siegel „Geprüfte Qualität aus Thüringen“ zu 
nennen.17 Eine Erweiterung um den Einsatz von NASS-
Produkten wäre zu prüfen. In Bezug auf die rechtlichen 
Fragestellungen werden darüber hinaus weitere Ein-
schränkungen deutlich. Dies betrifft zum einen die im 
Wasserhaushaltsgesetz festgehaltenen anlagen- bzw. 
stoffbezogenen Regelungen (Kopp-Assenmacher 2015: 
461). In Verbindung mit den bundesgesetzlichen dün-
gemittelrechtlichen Vorschriften schränken diese die 

15  http://www.bwb.de/de/6946.php (07.01.2020).
16  https://www.eawag.ch/de/abteilung/eng/projekte/aurin-
duenger-aus-urin/ (07.01.2020).
17  https://www.agrarmarketing-thueringen.de/agrarmarketing/
qualitaetszeichen-nutzer.html (07.01.2020).

Verwertung der Abwasserteilströme und folglich die Ein-
führung von Neuartigen Sanitärsystemen bisher ein. Die 
politische Auseinandersetzung auf der Landesebene 
sowie erste konzeptionelle Vorstöße zur Einführung von 
Neuartigen Sanitärsystemen können hierbei wichtige 
Impulse für notwendige Novellierungsverfahren auf der 
Bundesebene sein.

5.2  Chance für die Raumplanung

Mit strategischen Steuerungsansätzen können die Thü-
ringer Landeswasserbehörden Ansätze Neuartiger Sani-
tärsysteme zwar als Pilot- und Demonstrationsvorhaben 
realisieren, die systematische Einführung erfordert aber 
das Zusammenwirken mit anderen Fachressorts und 
Gesellschaftsbereichen. So sollten nicht nur die Fach-
behörden der Abwasser-, Abfall-, Land- und Energiewirt-
schaft kooperieren, sondern auch privatwirtschaftliche 
und zivilgesellschaftliche Institutionen dieser Sektoren 
wie Landwirtschaftsbetriebe oder Bürgerenergiege-
nossenschaften in Umsetzungsverfahren einbezogen 
werden. Zur Koordination dieses Prozesses bedarf es 
eines Akteurs mit ausgewiesenen organisatorischen 
und kommunikativen Fähigkeiten. In Anbetracht dieser 
Anforderungen und der gesellschaftspolitischen Position 
kann die Raumplanung hier einen wesentlichen Beitrag 
leisten (vgl. ARL 2011). Mit dem Ziel der Verknüpfung 
verschiedener Bereiche der Daseinsvorsorge können 
Planerinnen und Planer die spezifischen Verwaltungs-
ressorts für die Anforderungen von Neuartigen Sanitär-
systemen sensibilisieren und die ressortübergreifende 
Verwaltungsoptimierung unterstützen. In Verbindung mit 
dem integrierenden Verwaltungshandeln bedarf es der 
intersektoralen Vernetzung auch auf der Praxisebene. 
Zusätzlich sind Kooperationen von Wasserwirtschaftsak-
teuren mit privatwirtschaftlichen Entscheidern und Bür-
gerinnen/Bürgern aufzubauen. Die Raumplanung kann 
hier bei der Erarbeitung von regionalen Leitbildern und 
Handlungsstrategien oder integrierten Stadt- und Orts-
entwicklungskonzepten Neuartige Sanitärsysteme früh-
zeitig in den Fokus von kommunalen Akteuren rücken 
und bei den zu führenden Aushandlungsprozessen eine 
moderierende Funktion einnehmen.

Im Rahmen der im Grundgesetz festgelegten kom-
munalen Selbstverwaltungsgarantie, auf deren Grund-
lage Gemeinden ihre städtebauliche Entwicklung 
selbstständig lenken, können Planerinnen und Planer 
die Einführung von Neuartigen Sanitärsystemen durch 
entsprechende Regelungen auf der Basis des Bauge-
setzbuches im besonderen Städtebaurecht unterstüt-
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zen. Auch Städtebauliche Verträge bieten die Chance, 
mittels konkreter Vereinbarungen zwischen privaten und 
kommunalen Akteuren die Einführung von Neuartigen 
Sanitärsystemen zu fördern.

Im Zusammenspiel mit der Siedlungswasserwirt-
schaft bietet sich für die Raumplanung ein weiterer Hand-
lungsansatz an, um der in vielen ländlichen Teilräumen 
zunehmenden „De-Infrastrukturalisierung“ (Kersten/
Neu/Vogel 2012: 68) zu begegnen. Der vielerorts zu füh-
rende gesellschaftliche Aushandlungsprozess hinsicht-
lich der Neudefinition von Aufgaben und Zuständigkeiten 
sowie der Einbindung fachübergreifender Netzwerke als 
Voraussetzung für die Sicherung der Daseinsvorsorge 
(Beauftragter der Bundesregierung für die Neuen Bun-
desländer 2011: VI) kann somit einen wichtigen Impuls 
erfahren.

6  Fazit
Neuartige Sanitärsysteme (NASS) stellen einen geeigne-
ten Lösungsansatz dar, die Tragfähigkeit der Abwasser-
entsorgung in ländlichen Räumen zu bewahren. Zudem 
können sie zur regionalen Wertschöpfung beitragen. Die 
Einführung ressourcenorientierter Systeme wird jedoch 
durch vielfältige Transformationsrisiken erschwert. Um 
diesen entgegenzuwirken und damit Aufgabenträger der 
Abwasserentsorgung bei der Realisierung von Neuarti-
gen Sanitärsystemen zu unterstützen, können die Thü-
ringer Wasserbehörden auf ein umfassendes Instrumen-
tarium zurückgreifen. Indem der konzeptionelle Fokus 
in Thüringen auf der Verstetigung des bestehenden 
konventionellen Systems liegt, kann die Transformation 
hin zu einer ressourcenorientierten Siedlungswasserwirt-
schaft jedoch nicht durch vereinzelte Steuerungsansätze 
erreicht werden. Stattdessen bedingt die Überwindung 
der Transformationsrisiken den gebündelten und aufei-
nander abgestimmten Einsatz der verschiedenen was-
serwirtschaftlichen Instrumente. Da Neuartige Sanitär-
systeme zudem intersektorale Verknüpfungen erfordern 
und damit die abwasserwirtschaftlichen Systemgrenzen 
überschritten werden, bedarf es zur systematischen 
Einführung das Zusammenwirken verschiedener Ver-
waltungs- und Praxisakteure. Bei den zu führenden Aus-
handlungsprozessen kann die Raumplanung die Sied-
lungswasserwirtschaft entscheidend unterstützen. 
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